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Die Ministerpräsidentin Schwerin, den 12. Januar 2022 
Chef der Staatskanzlei 

 

 

 

An die 

Präsidentin des Landtages 

Mecklenburg-Vorpommern 

Frau Birgit Hesse 

Schloss 

19053 Schwerin 

 

 

 

 

 

 

 

 

Betr.: Unterrichtung durch die Landesregierung  

 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

 

in der Anlage übersende ich Ihnen in Umsetzung des Beschlusses des Landtages vom 

27. November 2020 auf Drucksache 7/5615 mit der Bitte um Kenntnisnahme und zu Ihrer 

weiteren Veranlassung nachfolgendes Dokument: 

 

Dritte Verordnung zur Änderung der Verordnung zum Besuch von Kindertageseinrichtungen 

zur Eindämmung der Atemwegserkrankung COVID-19/Übertragung von SARS-CoV-2 vom 

12. Januar 2022 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 
Patrick Dahlemann 
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Artikel 1

Die Corona-Kindertagesförderungsverordnung vom 25. Novem-
ber 2021 (GVOBl. M-V S. 1718), die zuletzt durch die Verord-
nung vom 16. Dezember 2021 (GVOBl. M-V S. 1800) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „zweimal“ durch das Wort 
„dreimal“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Zahl „3“ durch die Zahl „4“ ersetzt.

2. In § 6 wird das Wort „Kindertagesstätten“ durch das Wort 
„Kindertagesförderung“ ersetzt.

3. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige § 9 wird zu Absatz 1.

b) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 2 bis 9 angefügt:

 „(2) Besteht in einer Kindertageseinrichtung oder Kinder-
tagespflegestelle ein erheblicher Personalmangel, der eine 
Förderung aller Kinder mit Blick auf das Kindeswohl 
nicht mehr verantwortbar ermöglicht, sind die zur Verfü-
gung stehenden Plätze prioritär den Kindern nach Absatz 4 
oder 5 vorbehalten. Die Träger sollen dabei ihre einrich-
tungsbezogenen Kapazitäten so organisieren, dass sie je-
derzeit möglichst allen Kindern nach Absatz 4 oder 5 eine 
Betreuung ermöglichen. 

 (3) Die Entscheidung über die prioritäre Förderung der 
Kinder nach Absatz 4 oder 5 in einer einzelnen Kinderta-
geseinrichtung oder Kindertagespflegestelle als restrikti-
ve Ausnahme trifft der Träger der Kindertageseinrichtung 
oder die Kindertagespflegeperson im Benehmen mit dem 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe.

 (4) Soweit der Besuch der Kindertageseinrichtungen oder 
Kindertagespflegestelle nach Absatz 2 nicht für alle Kin-
der möglich sein sollte, dürfen prioritär nur Kinder die 
Notbetreuung der Kindertageseinrichtungen oder Kinder-
tagespflegestelle in den folgenden Fällen besuchen:

1. in Härtefällen, insbesondere, wenn wegen einer Kin-
deswohlgefährdung der Besuch einer Kindertagesein-
richtung oder Kindertagespflegestelle als Folge einer 
familiengerichtlichen Entscheidung oder im Rahmen 
von Maßnahmen und Schutzplänen nach § 8a des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch erforderlich ist. 
Dies gilt auch, wenn das Kind dieses Angebot bereits 
in Folge einer Entscheidung nach den §§ 27 ff. des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch wahrgenommen hat 
oder ein sonstiger vergleichbarer Einzelfall vorliegt, 

2. in begründeten Einzelfällen Kinder in stationären und 
teilstationären Einrichtungen der Kinder- und Jugend-
hilfe nach §§ 32, 33, 34 und § 35a Absatz 2 Nummer 2 
bis 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch, 

3. in begründeten Einzelfällen Kinder von Alleinerzie-
henden im Sinne des § 30 Absatz 3 des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch und 

4. Kinder bei denen:

- mindestens ein Elternteil in einem Bereich der kri-
tischen Infrastruktur nach Absatz 9 tätig ist und

- die jeweilige Tätigkeit im Bereich der kritischen 
Infrastruktur für das Funktionieren dieser zwin-
gend notwendig ist (Unabkömmlichkeit) und

- eine private Kinderbetreuung nicht anderweitig 
verantwortungsvoll organisiert werden kann. 

 (5) Sollte das Personal in der Kindertageseinrichtung oder 
Kindertagespflegestelle nicht für die Förderung der Kinder 
nach Absatz 4 ausreichend sein, dürfen prioritär nur Kinder 
die Notbetreuung der Kindertageseinrichtungen oder Kin-
dertagespflegestelle in den folgenden Fällen besuchen:

1. in Härtefällen, insbesondere, wenn wegen einer Kin-
deswohlgefährdung der Besuch einer Kindertagesein-
richtung als Folge einer familiengerichtlichen Ent-
scheidung oder im Rahmen von Maßnahmen und 
Schutzplänen nach § 8a des Achten Buches Sozialge-
setzbuch erforderlich ist. Dies gilt auch, wenn das 
Kind dieses Angebot bereits in Folge einer Entschei-
dung nach den §§ 27 ff. des Achten Buches Sozialge-
setzbuch wahrgenommen hat oder ein sonstiger ver-
gleichbarer Einzelfall vorliegt, 

Dritte Verordnung zur Änderung der Verordnung zum Besuch von Kindertageseinrichtungen 
zur Eindämmung der Atemwegserkrankung COVID-19/Übertragung von SARS-CoV-2 

(Dritte Änderungsverordnung der Corona-Kindertagesförderungsverordnung –  
3. Corona-KiföVO M-V ÄndVO)*

Vom 12. Januar 2022

Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit §§ 28 Absatz 1, 28a Absatz 7 und 30 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes 
vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom 10. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5162) geän-
dert worden ist, in Verbindung mit § 12 Absatz 2 der Corona-LVO M-V vom 23. November 2021 (GVOBl. M-V S. 1534), die zuletzt 
die Verordnung vom 11. Januar 2022 (GVOBl. M-V S. 10) geändert worden ist, verordnet das Ministerium für Bildung und Kinderta-
gesförderung im Einvernehmen mit dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und Sport:

_____ 

* Ändert VO vom 25. November 2021; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. B 2126 - 13 - 59
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2. in begründeten Einzelfällen Kinder in stationären und 
teilstationären Einrichtungen der Kinder- und Jugend-
hilfe nach §§ 32, 33, 34 und § 35a Absatz 2 Nummer 2 
bis 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch, 

3. in begründeten Einzelfällen Kinder von Alleinerzie-
henden im Sinne des § 30 Absatz 3 des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch und 

4. Kinder bei denen:

- beide Elternteile beziehungsweise der alleinerzie-
hende Elternteil in einem Bereich der kritischen 
Infrastruktur nach Absatz 9 tätig sind beziehungs-
weise ist und

- die jeweilige Tätigkeit im Bereich der kritischen 
Infrastruktur für das Funktionieren dieser zwin-
gend notwendig ist (Unabkömmlichkeit) und

- eine private Kinderbetreuung nicht anderweitig 
verantwortungsvoll organisiert werden kann. 

 (6) Zwingende Voraussetzungen für die Entscheidung 
über die Notfallbetreuung nach Absatz 4 Nummer 4 oder 
Absatz 5 Nummer 4 sind:

1. die Erklärung der Eltern, dass eine private Kinderbe-
treuung nicht anderweitig verantwortungsvoll organi-
siert werden kann und 

2. die Erklärung des jeweiligen Arbeitgebers, dass der El-
ternteil in einer kritischen Infrastruktur nach Absatz 9 
tätig ist und die Tätigkeit für das Funktionieren der je-
weiligen kritischen Infrastruktur zwingend notwendig 
ist (Unabkömmlichkeit); ist der in der kritischen Infra-
struktur tätige Elternteil selbstständig, wird der vorge-
nannte Nachweis durch eine entsprechende Eigenerklä-
rung ersetzt. 

 (7) Für die Entscheidung nach Absatz 4 oder 5 sind die 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe zuständig. 
Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe können 
die Entscheidungsbefugnis auf die Leitungen der Kinder-
tageseinrichtungen übertragen. Bei der Entscheidung über 
die Notbetreuung ist restriktiv zu verfahren.

 (8) In der Notbetreuung können neue Gruppen gebildet 
werden. Ziel ist es möglichst viele Kinder nach Absatz 4 
oder 5 zu fördern.

 (9) Kritische Infrastrukturen sind Organisationen oder 
Einrichtungen mit wichtiger Bedeutung für das staatliche 
Gemeinwesen, bei deren Ausfall oder Beeinträchtigung 
nachhaltig wirkende Versorgungsengpässe, erhebliche 
Störungen der öffentlichen Sicherheit oder andere ernst-
hafte Folgen eintreten würden. Hierzu zählen:

1. Medizinischer Gesundheits- und Pflegebereich: 

a) insbesondere Krankenhäuser, Rettungsdienste, 
niedergelassene Ärztinnen und Ärzte, Zahnarzt-
praxen, medizinische Fachangestellte,

b) psychologische Psychotherapeuten, Kinder- und 
Jugendlichen-Psychotherapeuten, psychosoziale 
Notfallversorgung, 

c) stationären Pflegeeinrichtungen der Altenhilfe, 
ambulante Pflegedienste, 

d) Hebammen, Gesundheitsfachberufe, 

e) Herstellung, Prüfung und Transport von Arznei-
mitteln, Medizinproduktherstellung, Hygienearti-
keln oder Desinfektionsmitteln, 

f) Apotheken und Sanitätshäuser, 

g) veterinärmedizinische Notfallversorgung; 

2. Sonstiger Medizinischer Gesundheits- und Pflegebe-
reich: 

a) Krankenkassen (betriebsnotwendiges Personal 
und Schlüsselfunktionsträger), 

b) Unterstützungsbereiche des medizinischen Ge-
sundheits- und Pflegebereich (zum Beispiel Reini-
gung, Wäscherei, Essensversorgung und Verwal-
tung); 

3. Staatliche Verwaltung: 

a) Kernaufgaben der öffentlichen Verwaltung und 
Justiz (betriebsnotwendiges Personal und Schlüs-
selfunktionsträger in ausgewählten öffentlichen 
Einrichtungen und Behörden – zum Beispiel Ge-
sundheits-, Bürger-, Ordnungsämter, Ämter für 
Bürgerdienstleistungen) 

b) Polizei, Bundeswehr, Zoll, Feuerwehr (Berufsfeuer-
wehr, Schwerpunktfeuerwehren und Werksfeuer-
wehren), Katastrophenschutz, Verfassungsschutz, 

c) Agentur für Arbeit und Jobcenter (betriebsnot-
wendiges Personal und Schlüsselfunktionsträger), 

d) Behörden des Arbeits-, Gesundheits- und Ver-
braucherschutzes, 

e) Straßenmeistereien und Straßenbetriebe, 

f) Finanzverwaltung, 

g) Hochschulen und sonstige wissenschaftliche Ein-
richtungen (Lehrpersonal; Beschäftigte, die zum 
Notbetrieb gehören; Betrieb von Anlagen und 
Einrichtungen, die nicht oder nur mit erheblichen 
wirtschaftlichen Verlusten heruntergefahren wer-
den können (insbesondere Messplätze, Labore, 
Reinräume); Betrieb von IT-Infrastrukturen),

h) Regierung und Parlament (Kabinettsmitglieder, 
Mitglieder des Landtages, betriebsnotwendiges 
Personal und Schlüsselfunktionsträger); 

4. Justizeinrichtungen, Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälte, Notarinnen und Notare, Justiz-, Maßregel-, 
Abschiebungshaftvollzugsdienst; 
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5. Schulen, Kinder- und Jugendhilfe, Behindertenhilfe, 
Krisen- und Konfliktberatung: 

a) Sicherstellung der Förderung, der Prüfungen und 
des Unterrichts in Schulen, Kindertageseinrich-
tungen, Kindertagespflege, der notwendigen Be-
treuung in stationären Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendhilfe und Einrichtungen für Menschen 
mit Behinderung, 

b) notwendige Hilfe- und Schutzangebote der Kin-
der- und Jugendhilfe sowie Hilfe- und Schutzan-
gebote für weitere schutzbedürftige Personen, 

c) Schwangerschaftskonfliktberatung, Beratungsper-
sonal des Frauen- und Kinderschutzes sowie sozia-
ler Kriseninterventionseinrichtungen; 

6. Lebensmittelversorgung: 

a) Landwirtschaft, Lebensmittelproduktion und 
-verarbeitung, Lebensmittelhandel, 

b) Fischereiwirtschaft, 

c) Drogerien, 

d) Zulieferung und Logistik für Lebensmittel; 

7. Öffentliche Daseinsvorsorge: 

a) Behörden und Organisationen mit Sicherheitsauf-
gaben, 

b) Strom-, Gas-, Wasser-, Fernwärme-, Kraftstoff- 
und Heizölversorgung, Abwasserbeseitigung, Ab-
fallentsorgung, 

c) Tankstellen, 

d) Informationstechnik und Telekommunikation (Ent-
störung und Aufrechterhaltung der Netze und der 
Kommunikationsinfrastruktur), 

e) Finanz- und Versicherungswesen (Bargeldversor-
gung, Zahlungsverkehr, Versicherungsdienstleis-
tungen, Kreditvergabe), Steuerberaterinnen und 
Steuerberater, 

f) Öffentlicher Personennah- und Personenfern- so-
wie Güterverkehr, Flug- und Schiffsverkehr, 

g) Post- und Paketzustelldienste, 

h) Bestatterinnen und Bestatter, 

i) Sicherheitsdienste für die kritische Infrastruktur, 

j) Reinigungsdienste für die kritische Infrastruktur; 

8. Medien: insbesondere Nachrichten- und Informations-
wesen sowie Risiko- und Krisenkommunikation.

4. In § 10 Absatz 2 wird die Angabe „14. Januar 2022“ durch die 
Angabe „11. Februar 2022“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Schwerin, den 12. Januar 2022

Die Ministerin für Bildung 
und Kindertagesförderung 

Simone Oldenburg


	Drs08-0262u.pdf
	Drs08-0262.pdf
	Drs08-0261u.pdf
	Anlage - 3. Corona-KiföVO M-V vom 12.01.2022.pdf


